
Sowjetsektor Berlins tätig. Im Ministerium war auch 
ein Mann, der sich S. nannte und ein Zimmer im 
Ministerium hatte. Dieser bestellte mich eines Tages, 
im September 1960, in sein Zimmer. Nachdem ich ein­
getreten war, schloß er die Zimmertür ab. Danach gab 
er sich als Angestellter des MfS zu erkennen und teilte 
mir mit, daß er verpflichtet sei, geeignete Angestellte 
zu beauftragen, die übrigen Kollegen zu überwachen. 
Er forderte mich sodann auf, mich mit ihm außerhalb 
des Ministeriums zu treffen. Ich war zunächst froh, so 
schnell wieder aus diesem Zimmer herausgekommen zu 
sein. Ich traf mich dann mehrere Male mit S. in einer 
Gaststätte, weigerte mich jedoch, einen Auftrag für den 
SSD anzunehmen, und eine Verpflichtungserklärung zu 
unterschreiben. S. sagte mir immer wieder, ich sei die 
geeignete Person und müsse zustimmen.
Ich unternahm nun den Versuch, den SSD auf legale 
Weise loszuwerden. Ich versuchte, zu Ulbricht persön­
lich vorzudringen, um diesen Fall zu klären. Es gelang 
mir aber nur, mit einem Angestellten des „Staatsrates“ 
zu verhandeln. Dieser erklärte mir, daß ein Zwang, 
eine derartige Verpflichtung für den SSD einzugehen, 
natürlich nicht bestehe. Aber ich müsse einsehen, daß 
die Überwachung der Kollegen im Ministerium wie in 
jedem anderen Betriebe wichtig sei und durchgeführt 
werden müsse.
Bei dem nächsten Treffen mit S. zeigte sich dieser 
höchst unfreundlich. Über meinen Besuch beim „Staats­
rat“ war er unterrichtet. Er kündigte an, er werde in 
der nächsten Zukunft seinen „Chef“ mitbringen; dieser 
wolle mich kennenlernen und sich mit mir unterhalten. 
Das nächste Treffen habe ich nicht mehr abgewartet, 
sondern bin nach West-Berlin geflüchtet.

Gelesen, genehmigt, unterschrieben: 
gez. Unterschrift

Das Regime scheut sich nicht, Personen die der Ver­
pflichtung durch die Flucht entgingen, wegen „Staats­
verleumdung“ zu verurteilen, weil sie über die Ver­
suche des SSD berichteten. Das kann geschehen, wenn 
sich Betroffene dem möglichen Zugriff aussetzen.
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Berlin, den 2.11.1960
Es erscheint Herr N. N., geboren am------------, aus Berlin...,
und erklärt:
Ich habe bis 1958 an der Fachschule für-----------------in Ost-
Berlin studiert, und zwar................Neben meinem Studium
war ich als Ingenieur beim VEB ........................ , Berlin-....,
tätig, Kurz nachdem ich dort tätig war, trat der SSD 
an mich heran, um mich zu Spitzeldiensten zu werben. 
Als ich dieses Ansinnen ablehnte, drohte man mir mit 
dem Abbruch des Studiums. Nach der zweiten Unter­
redung, in der ich keinerlei Verpflichtung unterschrie­
ben hatte, flüchtete ich noch am selben Abend nach 
West-Berlin.
Das war im Juni 1958. Ich habe in West-Berlin die 
Notaufnahme wegen eines Rechtsanspruchs bekommen. 
Ich habe in West-Berlin gelebt, einige Zeit später aber 
eine Stelle in Dortmund, bei der Firma..................... , angetre­
ten. Da ich meinen Wohnsitz noch in West-Berlin hatte, 
bin ich im Jahre 1959 mehrere Male mit einem Kraft­
wagen durch die Sowjetzone nach West-Berlin ge­
fahren. Bei fünf dieser Fahrten hatte ich keinerlei 
Schwierigkeiten. Auf der sechsten Reise nach West- 
Berlin am............... , die ich gemeinsam mit meiner Be­
kannten, Fräulein................  aus ............und einem Freund
unternahm, wurde ich in Marienborn festgenommen. 
Wodurch man auf mich aufmerksam geworden ist, weiß

ich nicht. Ich nehme an, die Festnahme ist durch das 
Ausstellungsdatum des Personalausweises aus dem 
Jahre 1958 erfolgt.
Bei der Vernehmung durch den SSD oder die Krimi-^ 
nalpolizei wurden mir...................Aussagen.............. im Not­
aufnahmeverfahren in Marienfelde..................... vorgehalten,
insbesondere meine Darstellung über die Versuche der 
SSD-Angehörigen, mich zum Spitzel zu verpflichten. 
Ich stand auch unter dem Verdacht der Spionage, da ich
russisch spreche und lange Zeit bei...............gearbeitet habe.
Dies konnte mir jedoch nicht nachgewiesen werden.
Ich wurde schließlich am................durch das.............. Gericht
........zu einem Jahr 6 Monaten Gefängnis wegen Re­
publikflucht und Staatsverleumdung verurteilt. Als 
Staatsverleumdung wurden meine Angaben im Flücht­
lingsverfahren in der Spitzelangelegenheit beurteilt. Ich 
hatte keinen Verteidiger.

Ich habe die Strafe in der Strafvollzugsanstalt Berlin 1 
—Rummelsburg — verbüßt.

Laut diktiert, genehmigt, unterschrieben: 
gez. Unterschrift

Auch nach dem 13. 8.1961 setzt der SSD seine Bemü­
hungen fort, Spitzel und Agenten für den Einsatz in 
West-Berlin und in der Bundesrepublik zu „werben“.

D O K U M E N T  5 9

Berlin, den 27. 9.1961
Es erscheint unaufgefordert Herr N. N., geboren am_________
in.......... , wohnhaft in Berlin und erklärt:
Ich bin West-Berliner und war als sogenannter Grenz­
gänger in meinem Beruf 5 Jahre im Ostsektor tätig. 
Am 8. September 1961 wurde ich am Kontrollpunkt 
Chausseestraße von Beauftragten des AZKW (Amt für 
Zoll und Kontrolle des Warenverkehrs) wegen angeb­
lichen Verstoßes gegen das sowjetzonale Gesetz zur Re­
gelung des innerdeutschen Zahlungsverkehrs und das 
Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Handels ge­
stellt. Ich führte unter anderem Westgeld und drei 
Päckchen westliche Zigaretten bei mir. Nach relativ 
kurzer Zeit wurde ich Angehörigen des Staatssicher­
heitsdienstes in der Littenstraße übergeben.
Der Vernehmer dieser Institution erklärte mir, daß ich 
der an sich verwirkten Strafe entgehen und auch mein 
Eigentum zurückbekommen könne, wenn ich „kleine 
Auskünfte“ geben würde. Ich lehnte zunächst dieses 
Ansinnen ab. Unter den teils drohenden und teils ba­
gatellisierenden Äußerungen des SSD-Mannes schien 
es mir aber schließlich im Hinblick auf meine persön­
liche Freiheit zweckmäßig, zum Schein auf die Forde­
rung einzugehen. Ich wurde dann mit der Auflage ent­
lassen, mich am 11. September an einer bestimmten 
Stelle des Ostsektors einzufinden. Dort traf ich zu dem 
angegebenen Zeitpunkt auf denselben SSD-AngehÖri- 
gen. In einem auf der Straße geführten Gespräch 
fragte mich der SSD-Angehörige allgemein nach der 
unter der Bevölkerung West-Berlins herrschenden 
Stimmung. Danach versprach mir der SSD-Mann als 
Sondervergünstigung eine Einkaufsberechtigung für 
den Ostsektor. Im weiteren Verlauf verlangte der SSD- 
Beauftragte endlich von mir die Namen solcher West­
berliner, die sich gegen die Maßnahmen des Zonen­
regimes vom 13. August 1961 äußern würden. Nach die­
ser eindeutigen Forderung des Staatssicherheitsdienstes 
habe ich den Ostsektor Berlins nicht mehr betreten, um 
dem Regime in der Zone keinen Vorschub zu leisten.

3* 3 5


